Geſetz⸗ N 2 
für die ; 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 61. 


(Fr. 6459.) Verordnung, betreffend die Einführung des Wahlgeſetzes für den Reichstag 
i des Norddeutſchen Bundes vom 15. Oktober 1866. in den Landestheilen, 
welche durch das Geſetz vom 20. September 1866. der Preußiſchen Mo⸗ 8 
narchie einverleibt worden ſind. Vom 14. November 1866. SER = 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Das hier beigefuͤgte Wahlgeſetz fuͤr den Reichstag des Norddeutſchen 1 
Bundes vom 15. Oktober 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 623. bis 625.) wird in 5 
den Landestheilen, welche durch das Geſetz vom 20. September 1866. der = 
Preußiſchen Monarchie einverleibt worden find, hiermit eingeführt. a 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. November 1866. 


G. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Muhler. Gr. zur Lippe. 
. v. Selchow. Gr. zu 3 


— ——T——᷑ö 


= Wahlgeſetz 
Be für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes. 
5 Vom 15. Oktober 1866. 


Anlage. = 5 


W. Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages der Monarchie, a 
was folgt: . 

ö H. 1. b RT 

Zur Berathung der Verfaſſung und der Einrichtungen des Norddeutſchen = 


Bundes Tol ein Reichstag gewählt werden. 
Jahrgang 1866. (Nr. 6459.) 102 H. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Dezember 1866, 


§. 2 


Waͤhler iſt jeder unbeſcholtene Staatsbuͤrger eines der zum Bunde zu⸗ 


ſammentretenden Deutſchen Staaten, welcher das 25ſte Lebensjahr zuruͤck⸗ 
gelegt hat. ö 8 
§. 3. 


Von der Berechtigung zum Waͤhlen ſind ausgeſchloſſen: 1) Perſonen, 
welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen; 2) Perſonen, uͤber deren Ver⸗ 
mögen Konkurs- oder Fallitzuſtand gerichtlich eröffnet worden iſt, und zwar 
waͤhrend der Dauer dieſes Konkurs- oder Fallitverfahrens; 3) Perſonen, welche 
eine Armenunterſtuͤtzung aus oͤffentlichen oder Gemeinde-Mitteln beziehen oder im 
letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben. 


H. 4. 

Als beſcholten, alſo von der Berechtigung zum Waͤhlen ausgeſchloſſen, 

ſollen angeſehen werden: Perſonen, denen durch rechtskraͤftiges Erkenntniß der 

Vollgenuß der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte entzogen iſt, ſofern ſie in dieſe Rechte 
nicht wieder eingeſetzt worden ſind. 


H. 5. Su 


Waͤhlbar zum Abgeordneten ift jeder Wahlberechtigte, der einem zum 
Bunde gehoͤrigen Staate ſeit mindeſtens drei Jahren angehoͤrt hat. 
: Verbuͤßte oder durch Begnadigung erlaſſene Strafen wegen politifcher 
Verbrechen ſchließen von der Wahl nicht aus. 


§. 6. 


Perſonen, die ein oͤffentliches Amt bekleiden, beduͤrfen zum Eintritt in 


den Reichstag keines Urlaubs. 
H. 7. 
Auf durchſchnittlich 100,000 Seelen der nach der letzten Volkszaͤhlun 
vorhandenen 9500 S iſt Ein Abgeordneter zu waͤhlen. Ein Ueberſchuß von 
wenigſtens 50,000 Seelen der Geſammtbevoͤlkerung des Staates wird vollen 
100,000 Seelen gleich gerechnet. 
Jeder Abgeordnete iſt in einem beſonderen Wahlkreiſe zu waͤhlen. 


. | 


Die Wahlkreiſe werden zum Zwecke des Stimmabgebens in kleinere 5 


Bezirke eingetheilt. 
H. 9. 


Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muß in dem⸗ 5 


ſelben zur Zeit der Wahl ſeinen Wohnſitz haben. 5 
Jeder darf nur an Einem Orte waͤhlen. 


$. 10. 


In jedem Bezirke ſind zum Zwecke der Wahlen Liſten anzulegen, in 1 


welche die zum Waͤhlen Berechtigten nach Zu⸗ und Vornamen, Alter, Gewerbe 


und Wohnort eingetragen werden. Dieſe Liſten ſind ſpaͤteſtens vier Wochen 5 


vor 


= 


S 


vor dem zur ordentlichen Wahl beftimmten Tage zu Jedermanns Einſicht aus⸗ 
zulegen, und ift dies öffentlich bekannt zu machen. Einſprachen gegen die Liſten 
find binnen acht Tagen nach oͤffentlicher Bekanntmachung bei der Behörde, 
welche die Bekanntmachung erlaſſen hat, anzubringen, und innerhalb der naͤchſten 
vierzehn Tage zu erledigen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. Nur diejenigen 
ſind zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenommen find. 


§. 11. 
Die Wahlhandlung iſt oͤffentlich; bei derſelben ſind Gemeindemitglieder 
zuzuziehen, welche kein unmittelbares Staats amt bekleiden. 
Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine Wahlurne nieder⸗ 
zulegende Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeuͤbt. 


$. 12. 

Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit aller 
in einem Wahlkreiſe abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abſolute 
Stimmenmehrheit ſich nicht heraus, ſo iſt nur unter den zwei Kandidaten zu 
waͤhlen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


$. 13. 
Stellvertreter der Abgeordneten ſind nicht zu waͤhlen. 


$. 14. 
Die Wahlen find im ganzen Umfang des Staates zu derſelben Zeit 
vorzunehmen. | 


$. 15. 
Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahldirektoren und das Wahl⸗ 
verfahren, inſoweit dieſes nicht durch das gegenwaͤrtige Geſetz feſtgeſtellt worden 
iſt, werden von der Staatsregierung beſtimmt. 


9. 1% 
Der Reichstag pruͤft die Vollmachten ſeiner Mitglieder und entſcheidet 
uͤber deren Zulaſſung. 5 
Er regelt ſeine Geſchaͤftsordnung und Disziplin. 


St 

Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner 
Abſtimmung oder wegen der in Ausuͤbung ſeines Berufes gethanen Aeußerungen 
gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung 
zur Verantwortung gezogen werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 15. Oktober 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard- Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 64596461.) 102 * (Nr. 6460.) 
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5 (Nr. = 0 die Einführung des Wahlgeſetzes für den Reichstag des Nord⸗ 
i deutſchen Bundes vom 15. Oktober 1866. in dem Jadegebiete betreffend. 
Vom 19. November 1866. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 
verordnen, in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 14. Mai 1855. (Geſetz⸗Samml. 
S. 306.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Das Wahlgeſetz fuͤr den Reichstag des Norddeutſchen Bundes vom 
15. Oktober 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 623. bis 625.) wird in dem ade: 
gebiete hiermit eingefuͤhrt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 19. November 1866. 


(I. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Ir. 6461.) Verordnung, betreffend die Siegel der Notare im Gebiete des vormaligen 
5 Koͤnigreichs Hannover. Vom 5. November 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen, wie folgt: 
f 8 


Die Beſtimmung des zweiten Abſatzes des H. 5. der Hannoverſchen 
Notariats⸗Ordnung vom 18. September 1853. wird hierdurch aufgehoben. 


% 2. 
Der Juſtizminiſter wird ermaͤchtigt, wegen der Form der den Notaren 


im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover auszuhaͤndigenden neuen Siegel! 


die erforderliche Beſtimmung zu treffen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. November 1866. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 
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(Nr. 6462.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. November 1866. betreffend die Erweiterung des 
Statuts vom 20. September 1866. (Geſetz-Samml. für 1866. S. 556.) 
wegen Stiftung eines Erinnerungskreuzes fuͤr den Feldzug 1866. 


S 

Ich will in Erweiterung des Statuts vom 20. September d. J. den auf den 
Gefechtsfeldern oder in den Kriegslazarethen, welche in Feindes Land etablirt 
waren, bis zum 2. Auguſt d. J. thaͤtig geweſenen Johanniter⸗ und Malteſer⸗ 
Rittern, ſowie den zu gleichem Zwecke in dem Dienſte dieſer Orden geſtandenen 
Aerzten, Seelſorgern, Krankentraͤgern und Krankenwaͤrtern, und denjenigen 
Frauen und Jungfrauen, welche ſich in den vorerwaͤhnten Kriegslazarethen bis 
zu dem angegebenen Zeitpunkte freiwillig der Pflege der Verwundeten und 
Kranken unterzogen haben, den Anſpruch auf das Erinnerungskreuz fuͤr Nicht⸗ 
Kombattanten mit dem entſprechenden ſtatutenmaͤßigen Bande verleihen. 


Die Beſtimmungen der Abſchnitte 4. bis 9. des Statuts vom 20. Sep⸗ 
tember d. J. finden auch auf dieſe Perſonen Anwendung, jedoch ſollen die den⸗ 
ſelben auszufertigenden Beſitzzeugniſſe durch die General-Ordenskommiſſion 
vollzogen werden. 


Das Staatsminiſterium hat wegen der weiteren Bekanntmachung dieſer 
Order, auch an die General⸗Ordenskommiſſion, das Erforderliche zu veranlaſſen. 


Berlin, den 17. November 1866. 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. vo. Muͤhler. Gr. zur Lippe. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 64626463.) . (Nr. 6463.) 
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(Nr. 6463.) Verordnung, betreffend die Beſtellung des Ober⸗Tribunals zum Kaſſationshofe 
N für die Strafſachen aus dem Gebiete der ehemaligen freien Stadt Frank: 
furt. Vom 19. November 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 1 
verordnen fuͤr das Gebiet der ehemaligen freien Stadt Frankfurt, was folgt: 


J. Die Artikel 13. 341. bis 346. und Artikel 364. des Frankfurter Geſetzes 
uͤber das Verfahren in Strafſachen vom 16. September 1856. ſind 
aufgehoben. 


II. An Stelle des Artikel 13. tritt die Beſtimmung: 


Das Ober: Tribunal in Berlin bildet den Kaſſationshof. 
III. An Stelle der Artikel 341. bis 346. treten folgende Beſtimmungen: | 

Das Appellationsgericht ſendet die Akten unter Benachrichtigung 
der Parteien an das Ober- Tribunal. 

Bei dieſem erfolgt die Entſcheidung uͤber die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde auf muͤndlichen Vortrag von einem aus ſieben Mit⸗ 
gliedern beſtehenden Senate in oͤffentlicher, nur durch Aushang 
an der Gerichtsſtelle bekannt zu machender Sitzung, in welcher 
die Staatsanwaltſchaft, ſowie ein etwa erſchienener Vertreter des 
Angeklagten zu hoͤren iſt. 

Eine Ausfertigung des Urtheils des Ober-Tribunals iſt dem 
Appellationsgerichte zur Verkuͤndung zu uͤberſenden. 


IV. An Stelle des Artikel 364. tritt die Beſtimmung: 


In ſolchen Faͤllen ſendet die Staatsanwaltſchaft auf das An⸗ 
ſuchen des Verurtheilten oder von Amtswegen die Akten nebſt den 
betreffenden Urtheilen an das Ober-Tribunal zur Entſcheidung. 


V. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1867. in Kraft. Nur für 
diejenigen Nichtigkeitsbeſchwerde-Sachen, in welchen die Akten gemäß 
Artikel 341. des Geſetzes vom 16. September 1856. ſchon vor dem 
1. Januar 1867. an ein Spruchkollegium verſendet worden ſind, kom⸗ 
men die Artikel 342. bis 346. des Geſetzes noch zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 19. November 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 
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(Nr. 6464.) Verordnung, betreffend die Ernennung der Juſtizbeamten im Gebiete der ehe⸗ 
maligen freien Stadt Frankfurt. Vom 19. November 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen fuͤr das Gebiet der ehemaligen freien Stadt Frankfurt, was folgt: 


J. Die Ernennung der richterlichen Beamten und der Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft erfolgt durch Uns ſelbſt auf den gutachtlichen Bericht des 
Juſtizminiſters, die der Notarien und Advokaten in Unſerem Namen 
durch den Juſtizminiſter; die uͤbrigen Juſtizbeamten werden durch das 
Appellationsgericht ernannt. : 

In den beftehenden Beſtimmungen über die Wahrnehmung der 
Geſchaͤfte der. Staalsanwaltſchaft bei dem Ruͤgegerichte wird hierdurch 
nichts geaͤndert. 

Der H. 6. des organiſchen Geſetzes für die Stadt Frankfurt vom 
16. September 1856. tritt außer Kraft. 


II. Die Ernennung des Praͤſidenten des Appellationsgerichts, ſowie des 
Direktors des Stadtgerichts erfolgt in Zukunft ohne Beſchraͤnkung 
auf einen beſtimmten Zeitraum und ohne Beſchraͤnkung auf die Aus⸗ 
wahl aus den Mitgliedern dieſer Kollegien. 8 


III. Die Vertheilung der Mitglieder des Gerichts in deſſen verſchiedene 
Abtheilungen liegt bei dem Appellationsgerichte dem Praſidenten, bei 
dem Stadtgerichte dem Direktor deſſelben ob. Auch beſtimmt der 
Letztere alljaͤhrlich den Vorſitzer des Zuchtpolizeigerichts. 

Der Artikel 5. des Frankfurter Geſetzes über das Verfahren in 
Strafſachen vom 16. September 1856. iſt aufgehoben. 


IV. Der Artikel 9. des Frankfurter Geſetzes uͤber das Verfahren in 
Strafſachen vom 16. September 1856. wird dahin abgeaͤndert: 
daß die Ernennung des Praͤſidenten des Aſſiſenhofes und ſeines 
Stellvertreters für die einzelne Affifenperiode durch den Praͤſidenten 
des Appellationsgerichts aus der Zahl der von dem Juſtizminiſter 
hierzu alljaͤhrlich zu deſignirenden Richter des Appellationsgerichts⸗ 
bezirks erfolgen ſoll. 


V. Das Frankfurter Geſetz vom 15. September 1856. uͤber die Aufnahme 
in die Zahl der Advokaten wird in folgenden Punkten abgeaͤndert: 

1) Die ſtaͤndige Pruͤfungsbehoͤrde in Frankfurt (H. 9.), deren Mit 
glieder fortan von dem Juſtizminiſter auf Vorſchlag des Appel⸗ 
lationsgerichts zu ernennen ſind, hat vom 1. Januar k. J. ab auch 
der erſten Prüfung der ſich um Aufnahme in die Zahl der Ad⸗ 
vokaten bewerbenden Perſonen nach Maaßgabe der Hh. 4. bis 6. 
des Geſetzes ſich zu unterziehen. = 

(Nr. 64646465“ 2) Die 
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D Die dem Sengte in dieſem Geſetze zugewieſenen Funktionen, bee 
treffend die Zulaſſung der Kandidaten zur erſten Pruͤfung und die 
Anordnung wegen deren weiterer Ausbildung, werden dem Appel⸗ 
lationsgerichte hierdurch übertragen. Daſſelbe hat nach genuͤgenden 
Ablegung der zweiten Pruͤfung wegen Aufnahme des Kandidaten 
unter die Zahl der Advokaten an den Juſtizminiſter zu berichten. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
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Bun Königlichen Inſiegel. . 
. | Gegeben Berlin, den 19. November 1866, 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 


(Nr. 6465.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
5 „Weſtdeutſche Verſicherungs-Aktienbank“ mit dem Sitze zu Eſſen errich⸗ 
teten Aktiengeſellſchaft. Vom 12. November 1866. 


a Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 5. Novem⸗ 
ber 1866. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Weſtdeutſche 
Verſicherungs⸗ Aktienbank“ mit dem Sitze zu Eſſen, ſowie deren Statut vom 
5. Oktober 1866. mit der Maaßgabe zu genehmigen geruht, daß es in der vor⸗ 
letzten Zeile des Artikels 27. dieſes Statuts „Anweſenheit“ ſtatt „Abweſen⸗ 
heit“ heißen muß. 8 . 
= Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 


. 7 8 Berlin, den 12. November 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
5 und öffentliche Arbeiten. des Innern. 1 
5 Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 1 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruderei 
(R. v. Decker). 5 


